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Sprechen wir offen über unsere Schwächen
Der Bezirk Rostock muß die massenpolitische Arbeit verbessern

Auf der Berliner Konferenz der vier Außenminister 
erlitt die imperialistische „Politik der Stärke“ eine er­
neute Niederlage. Der Verlauf der Konferenz bewies, daß 
für die Lösung der internationalen Probleme und der 
Deutschlandfrage der Weg der Verhandlungen gangbar 
ist. Das Auftreten der sowjetischen Delegation und die 
konstruktiven Vorschläge des Genossen M o 1 o t o w 
zeigten erneut, daß reale Möglichkeiten für das Zustande­
kommen positiver Ergebnisse vorhanden sind.

Die Verwirklichung der gegebenen Möglichkeiten für 
die Wiedervereinigung unseres Vaterlandes auf demo­
kratischer Grundlage ist in erster Linie unsere eigene 
Sache. Es kommt jetzt darauf an, das gesamtdeutsche 
Gespräch verstärkt weiterzuführen und den in Ost und 
West in der Bevölkerung vorhandenen Wunsch zur Wie­
dervereinigung Deutschlands zu unterstützen. Unsere 
Arbeiter- und Bauernmacht muß zum Anziehungs­
zentrum für alle deutschen Patrioten werden. Die Festi­
gung unserer Deutsdien Demokratischen Republik ist ein 
entscheidender Faktor in unserem großen nationalen 
Kampf. Viele Delegationen von Arbeitern aus westdeut­
schen Betrieben, von Bauern und Angehörigen der 
Intelligenz überzeugen sich auch im Bezirk Rostock durch 
Augenschein von den bedeutenden Erfolgen beim Aufbau 
unserer Friedenswirtschaft, bei der Hebung des Wohl­
standes unserer Werktätigen.

Die politische Überzeugungs- und Aufklärungsarbeit 
unter unseren Werktätigen kann aber nicht erfolgreich 
sein, wenn sie losgelöst vom Kampf um die ständige 
Verbesserung der wirtschaftlichen Verhältnisse und der 
Lebenslage der Bevölkerung geführt*wird. Ein bereits 
sehr sichtbares Ergebnis der bisher erzielten Erfolge des 
neuen Kurses und ein Ausdruck des Strebens unserer 
Partei und Regierung nach weiterer Verbesserung der 
Lebenslage der Arbeiter und der Erweiterung ihrer 
Rechte ist die Verordnung „Über die weitere Verbesse­
rung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeiter 
und der Rechte der Gewerkschaften“ vom 10. Dezember 
1953.

Mit Nachdruck wendet sich die Verordnung an alle 
staatlichen Organe und die demokratischen Organi­
sationen mit der Aufforderung, den täglichen Sorgen und 
Nöten der Arbeiter erhöhte Aufmerksamkeit zuzuwenden 
und durch eine rasche und genaue Verwirklichung der 
Verordnung ihre Arbeits- und Lebensbedingungen zu 
verbessern. Geschieht das, wird sich auch die schöpfe­
rische Initiative der Arbeiter im Kampf um die Erfüllung 
der Produktionspläne schneller entfalten, der Wettbewerb 
entwickeln und wird die Arbeitsproduktivität steigen.

Die Verordnung vom 10. Dezember 1953 darf nicht miß­
achtet werden

Die Verantwortung für die Realisierung dieser außer­
ordentlich wichtigen Verordnung unserer Regierung 
tragen unsere staatlichen und wirtschaftlichen Organe. 
Dieser Verordnung kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Das Echo, das sie unter den Arbeitern fand, beweist 
das. Es darf darum kein formales, bürokratisches Heran­

gehen an die Durchführung der Verordnung geduldet 
werden. Daß das nicht der Fall ist, ist abhängig von der 
Aktivität der Genossen in den staatlichen und wirtschaft­
lichen Organen, in den Leitungen der Betriebe und Werke 
und nicht zuletzt auch von der Tätigkeit der Genossen in 
den Leitungen der Gewerkschaften. Diese Genossen an­
zuleiten und sie in ihrer Arbeit zu kontrollieren, ist Sache 
der Partei, der Bezirksleitung, der Kreisleitungen und 
der Leitungen der Parteiorganisationen in den Betrieben.

Bis Anfang Februar 1954 wurden in über 90 Betrieben 
des Bezirks Rostock Pläne über die Durchführung der 
Verordnung ausgearbeitet. Das ist zweifellos eine gute 
Initiative einzelner Genossen oder unterer Leitungen. Der 
entscheidende Mangel der Pläne besteht darin, daß sie 
zumeist am Schreibtisch entstanden sind, d. h. „ohne die 
Mitarbeit der Arbeiter, ohne Berücksichtigung der 
schöpferischen Initiative der Werktätigen“ (Genosse 
S p e c k i n  vom Bezirksvorstand des FDGB auf der Be­
zirksdelegiertenkonferenz in Rostock). Die Ursache der 
formalen Durchführung der Verordnung ist die offen­
sichtliche Unterschätzung ihrer politischen Bedeutung 
durch die Bezirksleitung der Partei, durch den Rat des 
Bezirks, durch die Kreisleitungen und Räte der Kreise, 
die bis Mitte Februar 1954 noch keine Maßnahmen zur 
Durchführung der Verordnung beraten und beschlossen 
hatten, das heißt die Verwirklichung der Verordnung dem 
Selbstlauf überließen.

Die Leitungen müssen auf die Kritik von unten besser 
und schneller reagieren

Auf den Delegiertenkonferenzen der Betriebe und 
Kreise und auf der des Bezirks kritisierten die Delegierten 
gerade jene Mängel in der Arbeitsorganisation, der Ver­
sorgung, des Wohnungsbaues und des Verkehrs, deren 
Behebung durch die Verordnung gefordert wird. Auf den 
Werften kritisierten die Werktätigen die ungenügende 
Auswertung der Erfahrungen der sowjetischen Arbeiter­
delegation durch unsere leitenden Genossen in Partei und 
Wirtschaft. Sie fragen, warum unsere Funktionäre nicht 
zu ihnen kommen, um mit ihnen zu sprechen.

Genosse L e h m a n n  aus dem Dieselmotorenwerk 
berichtete auf der Kreisdelegiertenkonferenz Rostock II, 
daß seit seinem Betriebsunfall am 17. November 1953 
„sich weder ein Kollege von der Gewerkschaft, noch sonst 
einer aus dem Betrieb habe sehen lassen“. Aus dem 
gleichen Werk sprach aber auch der Parteisekretär, Ge­
nosse M a u c h .  Er sagte kein Wort zur Kritik des Ge­
nossen Lehmann, sondern erklärte, daß im Betrieb „auch 
auf dem Gebiet der Sorge um den Menschen die sowje­
tischen Erfahrungen ausgewertet wurden und man dazu 
überging, Arbeiter, die seit Jahren im Betrieb tätig sind, 
durch Prämien auszuzeichnen und bei Hochzeiten, Ge­
burten, Geburtstagen und längeren Krankheitsfällen den 
Kollegen Geschenke überreicht werden“.

Geldliche Zuwendungen können manchmal eine wirk- 
: liehe Hilfe sein; niemals können sie aber den dauernden 

persönlichen Kontakt, die ständige Sorge um den Men-
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